
Zeichenerklärung und textliche Festsetzungen

A.  Rechtsgrundlagen

Rechtsgrundlagen der planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen:
Baugesetzbuch (BauGB): Neufassung des BauGB vom 27.08.1997 (BGBl.  I S. 2141);
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl.  I S. 132),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBl.  I S. 466);
Planzeichenverordnung (PlanzV´ 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl.  I 1991 S. 58);
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG): Neufassung v. 21.09.1998 (BGBl.  I S. 2994);
Landesbauordnung (BauO NW): § 9(4) BauGB i.V.m. § 86 der Bauordnung in der
Fassung der 2. Änderung vom 09.11.1999 (GV.NW S. 622);
Landeswassergesetz (LWG NW): Neufassung vom 25.06.1995 (GV.NW. S. 926);
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der z.Zt. geltenden Fassung.

B.  Planzeichen und Festsetzungen gem. § 9 BauGB i.V.m. BauNVO

1.  Art der baulichen Nutzung  (§ 9(1) Nr. 1 BauGB)

1.1  Allgemeine Wohngebiete gemäß § 4 BauNVO
Gemäß § 1(6) Nr.  1 BauNVO sind die Ausnahmen nach § 4(3) Nr. 4
und Nr. 5 BauNVO auch nicht ausnahmsw eise zulässig.

2 Wo 1.2  Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
(§ 9(1) Nr. 6 BauGB), zulässig sind maximal 2 Wohnungen je
Wohngebäude und maximal 1 Wohnung je Doppelhaushälft e.

2.  Maß der baulichen Nutzung  (§ 9(1) Nr. 1 BauGB)

0,4

0,8

2.1  Grundflächenzahl GRZ, Höchstmaß (§  19 BauNVO), hier 0 ,4

2.2  Geschoßflächenzahl GFZ, Höchstmaß (§  20  BauNVO),  hier 0 ,8

Zmax.II 2 .3   Zahl der Vollgeschosse Z als Höchstmaß (§ 20 BauNVO)

2.4  Höhe baulicher Anlagen (§  18 BauNVO) in Meter über Bezugs-
höhe Oberkante Fahrbahn/Gehweg; Berechnung je Baugrundstück:
Mittelw ert der Oberkante Fahrbahn/Gehw eg in Höhe der 2 Grund-
stückseckpunkte mit der Begrenzungslinie der Erschließungsstraße.
Bei Eckgrundstücken gilt  jew eils die längere Grundstücksseite, bei Eck-
ausrundungen ist der mitt lere Punkt festzulegen.

FHmax. 9,80  m 2.4.1  maximal zulässige Firsthöhe  in Meter (Oberkante First).

THmax.  4,20  m 2.4.2  maximal zulässige Traufhöhe in Meter (Schnittkante Außen-
fläche Außenw and und Oberkante Dachhaut).

3.  Bauweise; überbaubare und nicht überbaubare Grundstücks-
flächen sowie Stellung baulicher Anlagen (§ 9(1) Nr. 2 BauGB)

 

o 
 

ED 

3.1  Bauw eise (§ 22 BauNVO): 

3.1.1  offene Bauweise 
 
3.1.2  nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
 

 3.2  überbaubare Grundstücksfläche gemäß § 23 BauNVO 
   =   durch Baugrenzen umgrenzter Bereich 
   nicht überbaubare Grundstücksfläche 
 

 3.2.1  Einschränkung nach § 23(5) BauNVO für Garagen und über-
dachte Stellplätze (Carports): diese müssen auf  den nicht überbau-
baren Grundstücksf lächen im Zufahrtsbereich einen Abstand von 
mindestens 5 m zur Begrenzungslinie öffent licher Verkehrsf lächen 
einhalt en. Seit lich oder rückwärtig ist  mindestens 1 m Abst and von 
diesen zu w ahren (auch zu Fuß-/Radw egen), der gemäß § 9  (1) 25 
BauGB mit standortheimischen Gehölzen z.B. als Hecke zu bepflan-
zen ist .  
 

 4.  Verkehrsflächen  (§ 9(1) Nr. 11 BauGB) 

 4.1  Straßenbegrenzungslinie 
 

 4.2  Straßenverkehrsflächen 
 

 4.3  öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zw eckbestimmung: 
 

4.3.1  Straßenverkehrsfläche, niveaugleicher Ausbau / Gestaltung 
(Ausbaustandard /  Detailgestaltung im Zuge der Ausbauplanung) 
 
4.3.2  Fuß-/Radweg  
 

 4.4  Anschluß an Verkehrsflächen: Bereiche ohne Ein- u. Ausfahrt 
 

 5.  Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen oder Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft sowie Pflanzvorschriften (§  9(1) Nr.  20, 25 BauGB) 

 5.1  Flächen und Maßnahmen gemäß § 9(1)20 BauGB, 
Entwicklungsziel: naturnaher Graben; 
Maßnahmen: a) strukturreicher Randstreifen,  
 b) Anpflanzung st andortheimischer Gehölze, 
 c) Aufw eitung des Grabenlaufs. 
 

 5.2  Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von ...,  (§ 9(1)25a 
BauGB) hier: Je angefangene 100 m² Pf lanzf läche ist  ein Hoch-
stamm-Obstbaum (Regionalsorten) fachgerecht zu pf lanzen und zu 
erhalten. 
 

 
 

5.3  Bindungen zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen gem. § 9(1)25b BauGB (vgl. DIN-Norm 18920): 
Erhalt  der Heckenstruktur ent lang der w est lichen Grenze des Plan-
gebiets; natürliche Abgänge sind entsprechend zu ersetzen. 
 

 

Fortsetzung B. Planzeichen und Festsetzungen  

 7 .  Sonstige Planzeichen und Festsetzungen 

 7.1  10 KV-Erdkabel der VEW  
 

 7 .2  Mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Fläche, hier: 
Betretungsrecht  zugunsten der Stadt  Rheda-Wiedenbrück zur 
Unterhaltung des Grabenzuges; Pf lanzmaßnahmen und Einfriedun-
gen müssen einen Grenzabstand von mindestens 2  m einhalt en. 
 

 

7.3  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungs-
planes (§ 9(7) BauGB) 
 

 

 
 

7 .4  Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen oder Abgrenzung des 
Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes 
 

 
 
 

- 5  - 

7 .5   Sichtfelder sind von Sichtbehinderungen jeglicher Art  in einer 
Höhe von 0,8 m bis 2,5 m über Fahrbahnoberkant e f reizuhalten.  
 
7.6  Maßangaben in Meter  
 

 7.7  Festsetzung gemäß §  51a(3) Landeswassergesetz (Änderung 
des LWG vom 7.3.1995, GV.NW S. 248): Anfallendes unver-
schmutztes Niederschlagsw asser von Dach- und Verkehrsf lächen 
w ird nach erfolgter Geländeanhebung auf  den einzelnen Baugrund-
stücken im gesamten Plangebiet  mit tels f lacher Mulden und/oder 
f lachverlegter Drainage versickert  (vgl. Bodengutachten Ing.-Büro 
Dr. Muntzos & Part ner vom 30.03.1999).  Überschüssiges Nieder-
schlagsw asser w ird mit tels Notüberläufe dem öst lich angrenzen-
den, aufgew eitet en Graben zugeführt . Durch diesen erfolgt  eine 
Zuleitung in den RW-Hauptkanal der Stadt  Rheda-Wiedenbrück.   

 

 

C.  Festsetzungen gemäß § 86 BauO NW in Verbindung
mit § 9(4) BauGB - örtliche Bauvorschriften -

1.  Gestaltung baulicher Anlagen (§ 86(1) Nr.  1 BauO NW):

1.1  Dachform und Dachneigung der Hauptbaukörper:
a) Zulässig sind Sattel- und Krüppelw almdach (SD, KW);
b) Dachneigung 30° - 45° , bei Nebendächern auch steilere Dachneigungen. 
c) Abweichungen von a/b können aus energetisch-konst rukt iven Gründen bei öko-

logisch orient ierten Bauformen und Niedrigenergiehäusern zugelassen w erden (DN
aber >  20° ).

1.2  Dachaufbauten und Dacheinschnitte, Dachgestaltung:
a) Dachaufbauten: grundsätzlich erst ab Dachneigungen von 35o

b) Alle über der Traufe angeordneten Bauteile (Gauben,  Zw erchgiebel etc.) dürfen in
ihrer Gesamtlänge 50 % der jew eiligen Traufenlänge nicht überschreiten, Einzel-
anlagen w erden zusammengerechnet; Abstand vom Ortgang mind. 1,5  m.
(Ortgang =  Schnit tkante der Dachf läche mit der Giebelw and.)

c) Firstoberkante von Nebendächern: mindestens 0,5 m unterhalb Ok Hauptf irst.
d) Dacheindeckung des Hauptdaches: zulässig sind Betondachsteine oder Tonziegel

in roten bis braunen Farben oder in der Farbpalette von anthrazit  bis schw arz  
(Abgrenzung zu grau in Anlehnung an das RAL-Farbregister:  zulässig sind Farben
gleich oder dunkler als RAL 7016 anthrazitgrau).
Extensive Dachbegrünungen und Solaranlagen sind ausdrücklich zulässig.

1.3  maximal zulässige Sockelhöhe: im Mittel 0,6 m über Bezugshöhe (=  Oberkante
Fert igfußboden EG über Planstraße analog zu Festsetzung B.2.4 nach § 9(1) BauGB)

1.4  Abstimmung und gestalterische Einheit von Doppelhäusern:
Doppelhäuser sind in Dachform, -neigung, Höhenmaßen (Sockel, Traufe,  First) und
Material (Dachdeckung, Mauerw erk oder Putz) jew eils gleich auszuführen. Abw ei-
chungen können bei einem einheit lichen Architekturkonzept zugelassen w erden.

2.  Gestaltungs- und Bepflanzungsvorschriften (§ 86(1) Nr. 4,5 BauO)

2.1  Vorgärten und Stellplatzanlagen:
a) Vorgärten sind mit  Ausnahme der Zuw egungen und zulässiger Stellplät ze, Car-

ports etc. gärtnerisch zu gestalten und zu unterhalten.
b) Pkw -Stellplätze mit  Zufahrten und Garagenzufahrten sind mit kleinteiliger Pf laste-

rung (Kantenlänge max. 15 x 25 cm) mit hohem Fugenanteil (z.B. Fugenbreite
>  1 cm) oder mit Rasengit tersteinen, Schotterrasen, Kies o.ä. w asserdurchlässig
zu befest igen.
Abw eichend können für Zufahrten eng gelegte kleinteilige Materialien w ie Poren-,
Klinker- oder Verbundpflaster zugelassen w erden; hierbei ist , sow eit möglich,
überschüssiges Regenw asser seit lich auf dem Grundstück zu versickern.

c) Carport-/Pergolaanlagen etc. sind mit standortgerechten Rank-, Schling- oder
Kletterpf lanzen zu begrünen.

2.2  Standplätze für Abfallbehälter sind mit st andortgerechten Laubgehölzen einzu-
grünen, Kombinationen mit begrünten Holz- oder sonstigen Rankgerüsten sind
zulässig.

2.3  Einfriedungen sind als standortgerechte Laubhecken zulässig; eine Kombinat ion
mit  Drahtgef lecht  oder Holzzäunen innerhalb dieser oder rückw ärt ig ist  möglich.
In Vorgärten sind Einfriedungen ent lang der Planstraßen einschließlich der seit lichen
Einfriedung der Vorgärten nur bis zu einer Höhe von maximal 0 ,8 m über
Straßenoberkante bzw . Geländeniveau zulässig.
Geeignete Arten für Schnit thecken: z.B. Hainbuche, Weißdorn, Liguster, Buchsbaum.

3.  Ausdrückliche Empfehlungen und Hinweise:

3.1   Zur Dacheindeckung w erden Betondachsteine oder Tonziegel in roten Farben
ausdrücklich empfohlen. In Zw eifelsfällen z.B. hinsicht lich Dachfarbe, Gestaltung von
Stellplatzanlagen etc. w ird eine f rühzeit ige Abst immung mit  der Stadt  empfohlen.
3.2   Abw eichungen von ört lichen Bauvorschrif ten richten sich nach § 73 BauO NW.
3.3   Zuw iderhandlungen gegen ört liche Bauvorschrif ten sind Ordnungsw idrigkeiten
i.S. des §  84  BauO Bußgeldvorschrif ten und können entsprechend geahndet  w erden.

D.  Katasteramtliche und sonstige Darstellungen
ohne Festsetzungscharakter

123 vorhandene Grundstücks- und Wegeparzellen
mit Flurstücksnummern

vorgeschlagene Grundstücksgrenzen (unverbindlich)

vorhandene Gebäude

E.  Sonstige Hinweise

1.  Bodendenkmale: Werden bei Erdarbeiten kultur- und erdgeschicht liche Boden-
funde entdeckt  (Tonscherben,  Metallfunde, Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien),
ist  nach §§  15, 16 des Denkmalschutzgesetzes NW die Entdeckung sofort  der Stadt
oder dem Amt für Bodendenkmalpf lege, Bielefeld (Tel. 0521/5200250) anzuzeigen
und die Entdeckungsstät te 3 Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten.

2.  Altlasten: Gemäß Alt lastenkataster des Kreises Gütersloh sind im Plangebiet  keine
Altablagerungen bekannt. Wenn bei Erdarbeiten Auffälligkeiten (z.B. bisher unent-
deckte Kontaminat ionen) auf t reten, ist  die untere Abfallw irtschaftsbehörde des
Kreises Gütersloh (Tel.:  05241  / 85-2740) umgehend zu benachricht igen.

3.  Begrünung und Pflanzliste: Gärten sind möglichst  naturnah anzulegen und zu
pf legen, zur Bepf lanzung sind i.w . standortheimische und kulturhistorisch bedeut-
same Gehölze zu verwenden. Fassadenbegrünungen w erden ausdrücklich empfohlen.

- Bäume I. Ordnung, Auswahl: - Bäume II. und III. Ordnung, Auswahl:
Esche Fraxinus excelsior Eberesche Sorbus aucuparia
Sand-Birke Betula pendula Feldahorn Acer campestre
St iel-Eiche Quercus robur Hainbuche Carpinus betulus
Walnuß Juglans regia Traubenkirsche Prunus padus
Winterlinde Tilia cordata Vogelkirsche Prunus avium

- Sträucher, Auswahl:
Beerenobst div. Schlehe Prunus spinosa
Brombeere Rubus frut icosus Schw . Holunder Sambucus nigra
Haselnuß Corylus avellana Gem.Schneeball Viburnum opulus
Kornelkirsche Cornus mas Weißdorn Crat aegus monogyna

- Hochstamm-Obstbäume, Vorschläge:
Apfel: Biesterf elder Renett e Birne: Gellert s Butt erbirne

Dülmener Rosenapfel Westfälische Glockenbirne
Jakob Lebel Kirsche: Schneiders späte Knorpelkirsche
Kaiser Wilhelm Morellenfeuer

- Rank-, Schling- oder Kletterpflanzen, z.B.:
Efeu Hedera helix Kletterhortensie Hydrangea petiolaris
Geißblatt Lonicera caprif olium Knöterich Polygonum aubert ii
Gem. Waldrebe Clemat is vitalba Wilder Wein Parthenocissus tricusp.

Aufstellungsbeschluß  
gemäß § 2(1) BauGB 

Frühzeitige Bürger- und TÖB-
Beteiligung gemäß §§ 3(1), 4 BauGB 

Öffentliche Auslegung  
gemäß § 3(2) BauGB 

Satzungsbeschluß  
gemäß § 10(1) BauGB 

 

Der Bau-, Planungs- und Verkehrs-
ausschuß der Stadt Rheda-Wieden-
brück hat gemäß § 2(1)BauGB in 
seiner Sitzung am 19.10.2000 die 
Aufstellung des Bebauungsplanes 
beschlossen. 
Dieser Beschluß ist am 10.11.2000 
ortsüblich bekanntgemacht worden. 
 
 
Rheda-Wiedenbrück, den 07.05.2001 
Gez. Berenbrick 
................................... 
Vorsitzender des BPV 
 

................................................ 
Ratsmitglied 

 

Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt- 
machung am 08.09.2000 wurde die 
frühzeitige Information und Beteili-
gung der Bürger gemäß § 3(1) BauGB 
durchgeführt  
 
Die Träger öffentlicher Belange 
wurden mit Schreiben vom 
31.07.2000 gemäß § 4(1) BauGB 
beteiligt. 
 
 
Rheda-Wiedenbrück, den  07.05.2001 
 

i.A. gez. Serges 
............................................... 

Bürgermeister 

 

Der Bau-, Planungs- und Verkehrs-
ausschuß hat am 19.10.2000 den 
Entwurf des Bebauungsplanes mit 
Begründung beschlossen und zur 
Auslegung bestimmt. 
Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt- 
machung am 10.11.2000 hat der 
Bebauungsplan mit Begründung gemäß 
§ 3(2) BauGB vom 20.11.2000 bis 
22.12.2000 öffentlich ausgelegen. 
 

Rheda-Wiedenbrück, den  07.05.2001 

Gez. Berenbrick 

............................................... 
Vorsitzender des BPV 

 

 

Der Bebauungsplan wurde vom Rat der 
Stadt Rheda-Wiedenbrück gemäß § 
10(1) BauGB am 19.02.2001 mit 
seinen planungs- und bauord- 
nungsrechtlichen Festsetzungen als 
Satzung beschlossen. 
 
 

Rheda-Wiedenbrück, den  07.05.2001 
 
im Auftrage des Rates der Stadt 
 

gez. Jostkleigrewe 
Bürgermeister 
 
............................................... 
Ratsmitglied 

 

Genehmigung 
gemäß § 10(2) BauGB 

Bekanntmachung 
gemäß § 10(3) BauGB 

Plangrundlage 

 

Dieser Bebauungsplan wurde gemäß § 

10(2) BauGB mit Verfügung der 
Bezirksregierung Detmold vom 
.................... genehmigt. 
 
Aktenzeichen ....................., 
 
 
Detmold, den  ..................... 
 
 
 
 
die Bezirksregierung, im Auftrag: 
 

...............................................

.... 

 

Die Erteilung der Genehmigung nach 
§ 10(2) BauGB bzw. der Beschluß des 
Bebauungsplanes als Satzung gemäß § 
10(1) BauGB ist am 22.08.2001 
ortsüblich gemäß § 10(3) BauGB mit 
Hinweis darauf bekanntgemacht 
worden, daß der Bebauungsplan mit 
Begründung während der 
Dienststunden in der Verwaltung zu 
jedermanns Einsicht- nahme 
bereitgehalten wird. 
Mit erfolgter Bekanntmachung ist der 
Bebauungsplan in Kraft getreten. 
 

Rheda-Wiedenbrück, den  .............. 

i.A. gez. Serges 
Bürgermeister 

 

Die Planunterlage entspricht den An-
forderungen des § 1 der PlanzV 90 
vom 18.12.1990. Stand der Plan-
unterlage im beplanten Bereich: 

............ (bzgl. Bebauung) 

............ (bzgl. Flurstücksnachweis) 

Die Festlegung der städtebaulichen 
Planung ist - i.V. mit dem digitalen 
Planungsdaten-Bestand (hier: DXF-
Datei) als Bestandteil dieses Bebau-
ungsplanes - geometrisch eindeutig. 
 
Rheda-Wiedenbrück, den 03.04.2001 

Gez. Bureick 
Vermessungsbüro Dipl.-Ing. Bureick 
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6.   Umgrenzung von Flächen für besondere Anlagen und Vor-
kehrungen zum Schutz vor schädlichen Umw elteinw irkungen i.S.
des BImSchG  (§  9 (1 ) Nr.  24 BauGB)

Lärmbelastung des Plangebietes durch die Bundesautobahn A2:
A ufgrund der räumlichen Nähe zur Bundesautobahn A2 unterliegt
das Plangebiet  dem Einf luss des von hier ausgehenden Verkehrs-
lärms. Laut  schalltechnischem Gutacht en w erden im Plangebiet  die
idealt ypischen schalltechnischen Orient ierungsw erte des Beiblat tes
1  der DIN 18005/5  überschrit ten, jedoch der diesbezügliche
Rahmen der 16.  BImSchV eingehalten.
(vgl. AKUS GmbH, Gutachten vom 19.07 .2000)
Für den Bereich südlich des nach Osten verlauf enden St ichw eges
w erden folgende Schutzmaßnahmen festgesetzt :
a) Schlaf räume sind auf der lärmabgew andten Seite anzuordnen

oder schalldämpfende Lüf tungseinrichtungen einzubauen.
b) Bei Blickbeziehung zur Autobahn sind Fenster der Schallschutz-

klasse II mit  einem bew ert et en Schalldämm-Maß von R´ w >
32 dB zu verw enden.

c) Bei Rollladenkästen R´ w  jew eils 2  dB geringer als bei den
Fenstern.

d) Massive Außenw ände sollten ein Schalldämm-Maß von R´ w >
62 dB aufw eisen.

e) Bei W ohnnutzungen im Dachraum sollte die Konstrukt ion ein
Schalldämm-Maß von R´ w >  45 dB erreichen.

f ) Auf  eine schallm indernde Ausrichtung der Gebäude ist  zu
acht en.

Für den nicht als belastet gekennzeichneten Bereich w erden die
unter Punkt 6 .  festgesetzten Maßnahmen empfohlen.


